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Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

 

hiermit übersende ich Ihnen einen Bericht zur illegalen Bodenentsor-

gung in Nordrhein-Westfalen mit der Bitte um Weiterleitung an die Mit-

glieder des Ausschusses für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz, 

Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Oliver Krischer 
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Vorbemerkungen 

Seit September 2024 kam es im Zusammenhang mit dem Verdacht der illegalen Entsor-

gung belasteter Böden zu mehreren großangelegten Durchsuchungsmaßnahmen in 

Nordrhein-Westfalen. Die laufenden Ermittlungen der Zentralstelle für die Verfolgung der 

Umweltkriminalität in Nordrhein-Westfalen (ZeUK NRW) richten sich u.a. gegen Trans-

portunternehmende im Baustoffsektor und Verantwortliche von Unternehmen, welche mit 

der Abfallentsorgung befasst sind. Sie stehen im Verdacht, belastete Böden angenom-

men und diese als vermeintlich unbelastet an verschiedenen Stellen, wie etwa im Tage-

bau Garzweiler, in weiteren Kies- und Sandgruben, aber auch auf Baustellen illegal ent-

sorgt zu haben. Umfang und Grad der Belastung der entsorgten Böden sind Gegenstand 

der laufenden Ermittlungen.  

Über den Stand der Fälle illegaler Bodenentsorgung wurde in den Sitzungen des Aus-

schusses für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz, Landwirtschaft, Forsten und ländli-

che Räume am 09.04.2025, 07.05.2025 und 18.06.2025 mündlich berichtet. 

 

1 Übersicht über die Durchsuchungsmaßnahmen  

Aufgrund des Verdachts des unerlaubten Umgangs mit Abfällen (§ 326 StGB) u.a. im 

Zusammenhand mit illegaler Bodenentsorgung haben in Nordrhein-Westfalen seitens der 

ZeUK NRW seit September 2024 u.a. folgende Durchsuchungsmaßnahmen stattgefun-

den:  

a) Razzia am 03.09.2024: 150 Einsatzkräfte; Verdacht: 54.000 gefälschte Wiege-

scheine; v. a. illegale Entsorgung von belastetem Erdaushub im Tagebau Garzwei-

ler. 

Die Zuständigkeit für die Verwertungsbereiche im Tagebau Garzweiler liegt bei 

der Bergbehörde und damit im Ministerium für Wirtschaft, Industrie, Klima-

schutz und Energie (MWIKE).   

→ Informationen in Abschnitt 2.1 

b) Razzia am 21.01.2025 v. a. gegen ein Unternehmen aus Datteln; u. a. wegen Ent-

sorgung von Asbest in Kreuzkrötenhabitat in Recklinghausen 

→ Informationen in Abschnitt 2.2 
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c) Razzia vom 01.04.2025 bei diversen Firmen im Zusammenhang mit den beiden 

vorherigen Razzien, ca. 300 Einsatzkräfte, 50 Durchsuchungsbeschlüsse; 19 Ver-

dachtsfälle. 

Es handelt sich um 16 Standorte im Zuständigkeitsbereich der Umweltschutz-

behörden und um drei Standorte im Zuständigkeitsbereich der Bergbehörden.   

→ Informationen in Abschnitt 2.2 

d) Razzia am 24.04.2025 gegen ein Transportunternehmen aus dem Kreis Heinsberg; 

betroffen sind insgesamt zwei Betriebsgrundstücke in Selfkant und Erkelenz.  

→ Informationen in Abschnitt 2.3 

 

2 Informationen zu den einzelnen Maßnahmen  

2.1 Razzia am 03.09.2024: Tagebau Garzweiler 

An vier Standorten betrieb die Rheinische Baustoffwerke GmbH (im Folgenden: RBS) 

Kippstellen im Tagebau Garzweiler. An den Kippstellen „Jüchen Alt“, „Wanlo“, „Pösen-

berg“ und „Jüchen Neu“ wurde bis 2024 unbelasteter Bodenaushub entsprechend den 

Betriebsplanzulassungen für die Verfüllung von Tagebaurestlöchern verwendet. 

Am 03.09.2024 führten die ZeUK NRW und das Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen 

(LKA NRW) umfangreiche Durchsuchungsmaßnahmen u.a. wegen des Verdachts des 

unerlaubten Umgangs mit Abfällen (§ 326 StGB) im Zusammenhang mit der illegalen 

Entsorgung belasteter Böden im Tagebau Garzweiler durch.  

Die Ermittlungen gehen auf eine Strafanzeige der Bezirksregierung Düsseldorf vom 

13.08.2024 zurück. Nach den Amtsermittlungen der Bezirksregierung Düsseldorf sind die 

im Baustoffsektor tätigen Beschuldigten verdächtig, in erheblichem Umfang Lieferdoku-

mente von Entsorgungsbetrieben gefälscht zu haben, um mit Schadstoffen belasteten 

Bodenaushub nicht kostspielig ordnungsgemäß (z. B. in entsprechenden Deponien) ent-

sorgen zu müssen, sondern illegal im Tagebau Garzweiler zu entladen. Den Kundinnen 

und Kunden wurde mutmaßlich mit gefälschten Belegen die ordnungsgemäße Entsor-

gung vorgespiegelt und entsprechend überhöht in Rechnung gestellt.  

• Sachstand zur Gefahrenermittlung: 

Die mutmaßliche illegale Entsorgung belasteten Erdaushubs in die Verwertungsbe-

reiche im Tagebau Garzweiler ist bereits seit September 2024 in der Öffentlichkeit 
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bekannt. Die Zuständigkeit liegt beim MWIKE bzw. der Bergbehörde. Bei der Gefah-

renermittlung und -beurteilung arbeiten das MWIKE und das Ministerium für Umwelt, 

Naturschutz und Verkehr (MUNV) seit September 2024 eng zusammen. Es besteht 

eine ressortübergreifende Arbeitsgruppe unter Leitung des MWIKE mit Beteiligung 

des MUNV und der Bezirksregierungen Düsseldorf (Abfallstromkontrolle) und Arns-

berg (Bergbehörde).  

Über die Sachstände wurde bereits mehrfach seitens des MWIKE in Abstimmung mit 

dem MUNV im Unterausschuss Bergbausicherheit berichtet (Vorlagen 18/2973 vom 

18. 09. 2024, 18/3399 vom 10.12. 2024 und 18/4036 vom 01.07.2025). 

Es besteht der Verdacht, dass belastetes Bodenmaterial in die vier Verwertungsbe-

reiche verbracht wurde.  

Die strafrechtlichen Ermittlungen der ZeUK NRW dauern an. Deren Ermittlungen ha-

ben bereits ergeben, dass belastete und als Abfall zu entsorgende Bodenmaterialien 

eine Belastung bis hin zur Deponieklasse 3 aufgewiesen haben sollen. Diese sollen 

dennoch im Tagebau Garzweiler entsorgt worden sein. Der Umfang der dort entsorg-

ten belasteten Bodenmaterialien ist weiterhin Gegenstand der laufenden Ermittlun-

gen. 

Um parallel zu ermitteln, ob von den mutmaßlich eingelagerten belasteten Materialien 

im Hinblick auf den Grundwasserwiederanstieg Gefahren ausgehen, wurden seit No-

vember 2024 Untersuchungen mit dem Ziel der Gefahrenbeurteilung durchgeführt. 

Dazu wurde seitens der RBS die Gutachterin Frau Prof. Obernosterer (Büro Prof. 

Düllmann) beauftragt. Seitens der Bezirksregierung Arnsberg/Bergbehörde ist das 

Büro ahu als Prüfgutachter beauftragt worden.  

Die gutachterlichen Ergebnisse der durch die RBS beauftragen Gutachterin Prof. 

Obernosterer liegen vor.  

Die Verwertungsbereiche wurden anhand eines Rasters beprobt, vereinzelt sind 

Schürfe angelegt worden. Fremdmaterialien wurden bei den rund 45 Bohrungen bzw. 

Schürfen fast ausschließlich nicht vorgefunden. Bei den 204 durchgeführten Analysen 

wurden in einzelnen Proben zwar Auffälligkeiten insbesondere bei den Parametern 

Sulfat, TOC („total Organic carbon“: gesamter organischer Kohlenstoff) und PAK (Po-

lyzyklische Aromatische Kohlenwasserstoffe) festgestellt. Nach Auffassung sowohl 

der von RBS als auch von der Bergbehörde beauftragten Gutachtenden ist das bei 
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der Beprobung vorgefundene Stoffinventar jedoch durch den Charakter der Verfüllung 

(Verkippung von Abraum aus dem Braunkohletagebau) zu erklären. Hinweise auf ex-

tern angeliefertes belastetes Material lassen sich aus gutachterlicher Sicht aus den 

Befunden nicht ableiten.  

Aufgrund der Untersuchungsergebnisse ist nach Ansicht der Gutachtenden eine Ge-

fährdung des Grundwassers nicht zu erwarten. Es bestünden aufgrund der Ergeb-

nisse auch keine konkreten Anhaltspunkte, die den Verdacht einer schädlichen Bo-

denveränderung im Sinne des § 9 Absatz 2 Satz 1 BBodSchG ableiten lassen. Daher 

bestünde derzeit auch kein Bedarf an weiteren Detailuntersuchungen, solange keine 

Hinweise bzw. Anhaltspunkte auf konkrete Einbauorte belasteter Bodenmaterialien 

vorliegen.  

Der von der Bergbehörde beauftragte Prüfgutachter bestätigt diese Bewertungen.   

Allerdings ist bei der Bewertung der Ergebnisse zu beachten, dass die relativ großflä-

chigen Verwertungsbereiche (größter Verwertungsbereich: Jüchen-alt mit 25 ha) auf-

grund der fehlenden konkreten Hinweise auf genaue Einbauorte mit einem groben 

Beprobungsraster überzogen wurden und daher nicht ausgeschlossen ist, dass etwa-

ige kleinräumigere Einbauorte nicht von der Beprobung erfasst wurden. Zudem ist zu 

bedenken, dass neben mutmaßlich belastetem Material (geschätzt bis 7 % der Ge-

samtmasse aufgrund der Lieferscheinauswertung) auch große Mengen unbelastetes 

Material angeliefert wurden und mit der eingesetzten Technik (Einschieben mit Pla-

nierraupen) eine Vermengung und ein lagenweiser Einbau einherging. Es besteht Ei-

nigkeit darüber, dass im Falle von Hinweisen bzw. Anhaltspunkten auf konkrete Ein-

bauorte Nachbeprobungen erforderlich werden, aber eine anhaltspunktlose Verdich-

tung des Rasters nicht zielführend ist.  

Um neben den durchgeführten o.g. Beprobungen Hinweise auf konkrete Einbauorte 

und das Schadstoffinventar zu erhalten, sind folgende weitere Maßnahmen durchge-

führt worden:  

− Die Bezirksregierung Düsseldorf hat - flankiert durch einen Erlass des MUNV an 

die Unteren Abfall- und Bodenschutzbehörden - parallel eine sehr arbeitsintensive 

Auswertung vorliegender Unterlagen (Daten zu Baustellen, Wiegebelege, Liefer-

scheine, Rechnungen etc.) vorgenommen, um zu ermitteln, von welchen Baustel-

len belastete Materialien in die Verwertungsbereiche geliefert wurden.  
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− Zudem hat die Bezirksregierung Arnsberg/Bergbehörde Luftbildauswertungen vor-

genommen, um ausgehend von den Daten zu Anlieferungszeiten mutmaßlich be-

lasteter Böden Einbauareale innerhalb der Verwertungsbereiche eingrenzen und 

insoweit gewährleisten zu können, dass diese Areale in die Beprobungen einbe-

zogen worden sind.  

Die Ergebnisse der behördlichen Ermittlungen liefern zwar Hinweise darauf, dass 

schadstoffbelastete Böden aus Herkunftsbaustellen in die Verwertungsbereiche in 

Garzweiler geliefert wurden. Konkrete Mengen- und Qualitätsangaben ließen sich 

aber nur mit erheblichen Unsicherheiten herleiten. Auch kann aus den Erkenntnissen 

nicht auf konkrete Einbauorte in den Verwertungsbereichen geschlossen werden. Da-

her sind zielgerichtete Nachbeprobungen derzeit nicht möglich.  

• Sachstand Überkippung 

Eine Überkippung der Verwertungsbereiche mit tagebaueigenem Bodenmaterial, wie 

ursprünglich geplant, wurde nach Bekanntwerden des Verdachts illegaler Entsorgung 

durch die Bergbehörde zunächst unterbunden. In der ressortübergreifenden Arbeits-

gruppe besteht Einigkeit, dass eine Überkippung nur dann erfolgen darf, wenn im 

überkippten Zustand weiterhin Nachbeprobungen gewährleistet sind, sofern zu einem 

späteren Zeitpunkt Hinweise auf konkrete Einbauorte von belastetem Material be-

kannt werden. Ebenso müssen auch nach Überkippung Gefahrenabwehrmaßnahmen 

gewährleistet sein.  

Zur Frage der technischen Möglichkeit von Gefahrenermittlungs- und Gefahrenab-

wehrmaßnahmen hat das MWIKE zunächst eine gutachterliche Bewertung des 

Prüfgutachters als Grundlage für die Entscheidung der Bergbehörde angefordert. Der 

Prüfgutachter ist zum Ergebnis gekommen, dass im überkippten Zustand weiterhin 

Nachbeprobungen und auch Gefahrenabwehrmaßnahmen technisch möglich sind.  

Außerdem werden durch den Prüfgutachter Rahmenbedingungen für ein Grundwas-

sermonitoring beschrieben, um eine langfristige Überwachung der Grundwasser-

qualität (vor allem im Hinblick auf den Grundwasseranstieg) gewährleisten zu können. 

Die Durchführung eines Monitorings wird der Betreiberin des Tagebaus entsprechend 

den gutachtlich formulierten Anforderungen aufgegeben.   

Entsprechend der zugelassenen Tagebauplanung beabsichtigt die RWE Power AG, 

die vormals von der RBS betriebenen Kippstellen mit Abraum zu überkippen. Die 
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Überkippung steht im Zuge der Wiedernutzbarmachung des östlichen Restlochs des 

Tagebaus Garzweiler nun zeitnah an, nachdem sie aufgrund der durchzuführenden 

Gefahrenermittlungsmaßnahmen verschoben werden musste.  

 

2.2 Razzien vom 21.01.2025 und vom 01.04.2025 

Zur umfassenden Umweltrazzia vom 01.04.2025 mit 300 Polizeibeamtinnen- und be-

amten wurde bereits in der Sitzung des AULNV am 09.04.2025 mündlich berichtet. 

Sowohl die staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahren als auch die Sachver-

haltsaufklärung im Rahmen der Gefahrenermittlung durch die zuständigen Umweltbe-

hörden dauern derzeit an. 

Die Durchsuchungen am 21.01.2025 und am 01.04.2025 stehen im Zusammenhang. 

Die Razzia am 21.01.2025 richtete sich gegen ein Unternehmen aus Datteln. Im Er-

gebnis der Razzien hat die ZeUK NRW dem MUNV am 23.04.2025 gemäß §§ 474 

Abs. 1 bis 3 stopp, 14 Abs. 1 Nr. 9, 17 Nr. 3 EGGVG eine Liste mit Verdachtsstand-

orten zum Zweck umweltrechtlicher Gefahrenermittlungsmaßnahmen übermittelt. Es 

handelt sich um eine Liste mit 16 Standorten im Zuständigkeitsbereich der Umwelt-

schutzbehörden und um drei Standorte im Zuständigkeitsbereich der Bergbehörde.  

Das MUNV hat auf Grundlage der o. g. Liste der ZeUK NRW alle betroffenen Boden-

schutz- und Abfallbehörden mit Erlassen vom 02.05.2025 aufgefordert, unmittelbar 

einzelfallbezogene Gefahrenermittlungen in die Wege zu leiten.  

Analog dazu hat das MWIKE in Abstimmung mit dem MUNV die Bergbehörde um 

Bericht zu den Gefahrenermittlungen bei den unter Bergaufsicht stehenden Standor-

ten gebeten.  

Zu den Standorten unter Bergaufsicht hat das MWIKE dem Unterausschuss Bergbau-

sicherheit zur Sitzung am 04.07.2025 berichtet (Vorlage 18/4036 vom 01.07.2025).   

• Der Zwischenstand der Gefahrenermittlung an den drei Verdachtsstandorten im 

Bereich der Bergbehörde stellt sich aktuell wie folgt dar: 

− In zwei Fällen hat das Landesamt für Natur, Umwelt und Klima Nordrhein-Westfa-

len (LANUK) bereits Beprobungen durchgeführt, die labortechnisch analysiert wur-

den.  
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Die Ergebnisse der Probenahmen sind der Bergbehörde am 01.10.2025 über-

sandt worden. Aufgrund der vorliegenden Ergebnisse aus den Feststoffuntersu-

chungen an den betreffenden Bodenproben ist festzustellen, dass die Proben 

Überschreitungen der LAGA-Zuordnungswerte Z 0* im Feststoff aufweisen. Die 

Grenzwertüberschreitungen betreffen die Parameter TOC bzw. TOC und PAK. 

Daher ist das beprobte Material nicht für die Verfüllung in den Tagebauen geeig-

net.  

Gemäß der abfalltechnischen Bewertung des LANUK ist festzustellen, dass auf-

grund der vorliegenden Analysenergebnisse alle beprobten Bodenmaterialien als 

„nicht gefährlicher Abfall“ im Sinne der Abfallverzeichnis-Verordnung einzustufen 

sind.  

Zudem wurden durch die Bergbehörde Wasserproben der Gewinnungsseen der 

Tagebaue genommen und analysiert. PAKs waren darin nicht nachweisbar. 

Das weitere Vorgehen wird derzeit noch abgestimmt. 

In einem der vorgenannten Fälle hatte die Bergbehörde bereits weitergehende Be-

probungen veranlasst. Die Analyseergebnisse der Bodenproben für die am 

30.06.2025 durchgeführten Kernbohrungen auf einer heute asphaltierten Ver-

dachtsfläche liegen vor. Materialzusammensetzung und Analytik lassen darauf 

schließen, dass in dem Bereich grundsätzlich wie geplant und zugelassen mine-

ralischer Ersatzbaustoff zur Gründung der Asphaltfläche eingebaut wurde und es 

sich nicht um illegales Abfallmaterial handelt. Allerdings zeigen die Analysewerte 

eine unzulässige PAK-Überschreitung auf. Gemäß § 10 Abs. 4 BBodSchV liegt 

hiermit ein konkreter Anhaltspunkt vor, der den hinreichenden Verdacht einer 

schädlichen Bodenveränderung begründen könnte. 

Daher sind die vorliegenden Erkenntnisse unter Berücksichtigung der örtlichen 

Grundwasserverhältnisse zur Bewertung des Wirkungspfades Boden-Grundwas-

ser gutachterlich zu prüfen. Hierfür wurde auf Kosten der Bergbehörde ein öffent-

lich bestellter und vereidigter Sachverständiger für "Bodenschutz und Altlasten“ 

beauftragt. Die umwelttechnische Bewertung hinsichtlich des Wirkungspfads Bo-

den-Grundwasser bleibt als Grundlage für eine ggf. notwendige Maßnahmenpla-

nung abzuwarten. 
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Darüber hinaus hat die Bergbehörde bei der ZeUK angefragt, ob im Rahmen des 

Ermittlungsverfahrens inzwischen weitergehende Erkenntnisse bzw. Anhalts-

punkte vorliegen, um ggfs. mögliche Verbringungsbereiche in den Tagebauen wei-

ter eingrenzen zu können. 

Sobald konkretisierende Informationen hinzukommen bzw. von der ZeUK NRW 

überlassen werden, ist die Situation ggf. neu zu bewerten. 

 
- In einem weiteren Fall besteht der Verdacht, dass auf einer Betriebsfläche asbest-

haltige Abfälle illegal eingebaut wurden. Aufgrund der im Verdacht geäußerten Art 

des Einbaus – in „Big Bags“ (Säcken) verpackt – sind derzeit nach Auskunft des 

LANUK gegenüber der Bergbehörde keine toxischen Umweltauswirkungen zu er-

warten. Auch hier werden die weiteren Ergebnisse, insbesondere des staatsan-

waltschaftlichen Ermittlungsverfahrens, abzuwarten sein. 

Zudem besteht in diesem Fall der Verdacht, dass der Betreiber unzulässigerweise 

Gleisschotter für den Wegebau eingesetzt habe. Der Bergbehörde hätte im Rah-

men des Wegebaus verwendetes Recycling-Material angezeigt und nach Ende 

der Nutzung rückgebaut werden müssen. Die Bergbehörde hat daher den offen-

sichtlich zwischenzeitlich überkippten Weg fachgutachterlich mittels Suchschürfen 

lokalisieren und eingrenzen lassen. Nachfolgend war vom Unternehmen die ge-

samte Wegstrecke freizulegen und das Material aufzunehmen und gesondert zu 

lagern. Im Zuge dessen wurde bei der Inaugenscheinnahme des freigelegten Ma-

terials festgestellt, dass es sich bei dem angetroffenen Material um mehrheitlich 

Natursteinschotter mit untergeordneten Bauschuttbeimengungen handelt. Um 

auszuschließen, dass es sich bei dem Schottermaterial um Gleisschotter handelt 

bzw. die gleisschottertypischen Belastungen aufweist, wurden Materialuntersu-

chungen gemäß Ersatzbaustoffverordnung (ErsatzbaustoffV) auf den Parameter-

umfang gemäß Anl. 1 Tab. 3 "Materialwerte für Bodenmaterial und Baggergut" 

BM-0* durchgeführt. Ausweislich der Befunde zeigen die ermittelten Konzentratio-

nen auf die untersuchten Parameter unauffällige Gehalte (Verwertungsklasse BM-

0). Gleisschottertypische Schadstoffe (Herbizide) wurden nicht festgestellt. Auf-

grund der Materialeinordnung des Naturschotters in die Verwertungsklasse BM-0 

ist eine Verwertung als Wegebaumaterial im Tagebau möglich. 
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• Der Zwischenstand der Gefahrenermittlung an den 16 Verdachtsstandorten der 

Liste im Bereich der Umweltbehörden stellt sich aktuell wie folgt dar:  

− In einem Fall ist das Material bereits ausgebaut und einer fachgerechten Entsor-

gung zugeführt worden.  

− In drei Fällen besteht die Absicht, das eingelagerte Material aufzunehmen und 

ordnungsgemäß zu entsorgen. Aus Sicht der zuständigen Behörden ist keine Ge-

fährdung ausgehend von den illegal abgelagerten Böden zu erwarten und weitere 

Untersuchungen zur Gefahrenbeurteilung sind nicht erforderlich.  

− In sieben Fällen wurden bzw. werden Untersuchungen zur Gefahrenermittlung 

für erforderlich gehalten.  

o Davon ergaben Untersuchungen in zwei Fällen die Unbedenklichkeit des Ma-

terials bzw. es konnte eine Gefährdung ausgeschlossen werden, so dass die 

Gefahrenermittlung nach derzeitigem Kenntnisstand abgeschlossen werden 

konnte. 

o In einem Fall wurden erste Untersuchungen zur Gefahrenermittlung durchge-

führt, weitere sind geplant. Ergebnisse liegen teilweise vor, die Gefahrener-

mittlung ist jedoch noch nicht abgeschlossen. 

o In einem weiteren Fall wurden Untersuchungen zur Gefahrenermittlung vorbe-

reitet und werden kurzfristig umgesetzt. 

o In drei dieser sieben vorgenannten Fälle können insbesondere aufgrund der 

Größe der Verdachtsstandorte Untersuchungskonzepte zur Gefahrenermitt-

lung erst erstellt werden, wenn die Ermittlungen der ZeUK NRW Hinweise zu 

konkreten Einbauorten ergeben. Den zuständigen Behörden liegen aufgrund 

von Betriebskontrollen bzw. Überwachungsergebnissen keine hinreichenden 

Hinweise auf den Einbau schadstoffbelasteter Böden vor.  

- In fünf Fällen besteht nach derzeitigem Kenntnisstand kein Untersuchungsbedarf 

zur Gefahrenermittlung, entweder aufgrund nicht gegebener Gefährdung (kein Di-

rektkontakt möglich und eine Grundwasserverunreinigung nicht zu besorgen) oder 

weil der Verdacht aufgrund zusätzlicher Recherchen entkräftet werden konnte.  

 

Das MUNV wird mit den betroffenen Behörden weiter in Kontakt bleiben.  

 

2.3 Verdachtsfälle Kreis Heinsberg 
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Im Kreis Heinsberg hatte die ZeUK NRW am 24.04.2025 mit etwa 20 Einsatzkräften 

im Zusammenhang mit der illegalen Entsorgung von belastetem Bodenmaterial 

Durchsuchungen durchgeführt. 

Betroffen war ein Transportunternehmen aus dem Kreis Heinsberg. Dieses hatte an 

seinem Standort in Selfkant-Tüddern ca. 30.000 t Erdaushub auf seinem Betriebsge-

lände abgelagert. Es besteht der Verdacht, dass Verantwortliche des Unternehmens 

entgegen einer Betriebsgenehmigung dort und in Erkelenz gefährlichen Abfall abge-

lagert haben.  

Erste Probennahmen des Kreises Heinsberg als zuständiger Umweltbehörde am 

Standort in Selfkant-Tüddern wiesen deutlich erhöhte Schadstoffwerte auf. Erhöhte 

Werte wurden insbesondere für den TOC-Gehalt, verschiedene Schwermetalle sowie 

Mineralöl-Kohlenwasserstoffe gemessen.  

Da der Kreis Heinsberg im Nachgang der Razzia vom 24.04.2025 kurzfristig kein kom-

merzielles Labor für die Beprobung finden konnte, hat das LANUK im Wege der Amts-

hilfe an allen drei Standorten Bodenmaterialproben entnommen. Die Fläche in Self-

kant-Tüddern wurde am 12.05.2025 durch das LANUK beprobt (14 Bodenmaterial-

proben). 

In optischer Hinsicht vergleichbar erscheint das abgelagerte Erdreich auf einem wei-

teren Standort der o. g. Transportfirma in Erkelenz (Kreis Heinsberg), bei der durch 

das LANUK am 13.05.2025 ebenfalls 14 Bodenmaterialproben entnommen wurden. 

Neben Haufwerken wurde hier ein Lärmschutzwall untersucht. 

Eine dritte Fläche der Transportfirma in Wassenberg, auf der von der gleichen Firma 

Erdreich geschüttet wurde, wurde am 20.05.2025 durch das LANUK beprobt (13 Bo-

denmaterialproben). Für diese Fläche lagen bereits auffällige - durch die Inhaberin 

des Grundstückes veranlasste – erste Analysen vor, bei denen jedoch Gehalte in ei-

ner deutlich niedrigeren Größenordnung als in Selfkant festgestellt wurden. 

Alle Proben wurden aus verdächtigen Haufwerken auf den o. g. Betriebsgrundstücken 

vom LANUK genommen. Die labortechnische Untersuchung aller Proben ist abge-

schlossen; der Endbericht zu den Laborergebnissen wurde dem Kreis Heinsberg am 

10.09.2025 vom LANUK zur Verfügung gestellt.  
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Der Kreis Heinsberg hat gegen den Betreiber unter dem 09.04.2025 Strafanzeige bei 

der ZeUK NRW gestellt und darüber hinaus per Ordnungsverfügung den weiteren 

Betrieb der Anlage in Selfkant-Tüddern untersagt.  

Auch in diesen Fällen sind die strafrechtlichen Ermittlungen der ZeUK NRW noch nicht 

abgeschlossen. 

• Nach aktuellem Stand kann im Hinblick auf die Schadstoffbelastung Folgendes 

festgehalten werden: 

- Standorte Selfkant-Tüddern und Erkelenz 

An beiden Standorten wurden die genommenen Proben sowohl im Feststoff als 

auch im Eluat untersucht. Die chemische Analyse ergab deutlich auffällige Belas-

tungen mit MKW (Mineralölkohlenwasserstoffen), Schwermetallen (vor allem Kup-

fer) und weitere organische Belastungen, die sich in einem erhöhten TOC-Gehalt 

ausdrücken.  

Die Feststoff-Untersuchungen auf PFAS-Kontaminationen ergaben für einige Pro-

ben einen erhöhten Wert. Auch die Haufwerke in Erkelenz sind mit PFAS belastet, 

die Gehalte in beiden Fällen stehen jedoch einer Ablagerung auf oberirdischen 

Deponien nicht entgegen. Durch die Abdichtung der Haufwerke werden auch Ver-

lagerungen der PFAS – bspw. mit dem Sickerwasser – verhindert und so Gefahren 

für Mensch und Umwelt vermieden. 

- Standort Wassenberg 

Hier ergaben die Laboruntersuchungen im Feststoff und im Eluat im Vergleich zu 

den Standorten Selfkant-Tüddern und Erkelenz überwiegend deutlich geringere 

Belastungen, auch für PFAS. Bei PAK lagen leicht erhöhte Gehalte vor. Einzelne 

davon abweichende Auffälligkeiten sind Gegenstand der folgenden Bewertung 

durch das LANUK. 

  

Das LANUK erstellt derzeit abfallrechtliche Bewertungen als Grundlage für die 

ordnungsgemäße Entsorgung des Bodenmaterials. Die Bewertung des LANUK 

liegt mit Datum vom 25.09.2025 für den Standort Selfkant vor. Danach sind sämt-

liche Proben von dem mit Fremdstoffen durchsetzten Bodenmaterial aus der Bo-

denmiete als gefährlicher Abfall einzustufen. Es steht bereits fest, dass das Bo-

denmaterial an den beiden Standorten Selfkant-Tüddern und Erkelenz nicht ver-

bleiben kann, sondern ordnungsgemäß entsorgt werden muss.   
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Am 25.08.2025 hat im Kreis Heinsberg eine Bürgerversammlung zum Thema Bo-

denentsorgung unter Moderation des Kreises stattgefunden. 

 

• Folgende Maßnahmen wurden bislang ergriffen bzw. sind geplant: 

 

- Standort Selfkant-Tüddern 

Der Kreis Heinsberg hat für den Standort Selfkant-Tüddern gegen die Betreiberin 

eine Ordnungsverfügung erlassen, mit der – neben der ordnungsgemäßen Ent-

sorgung der Haufwerke – als Sofortmaßnahme die niederschlagsdichte Abdich-

tung dieser Haufwerke angeordnet wurde. Dieser Ordnungsverfügung ist die Be-

treiberin innerhalb der gesetzten Frist nicht nachgekommen, so dass diese seit 

dem 21.07.2025 im Wege der Ersatzvornahme durch den Kreis durchgesetzt wird. 

Die Erstellung der Abdichtung schreitet voran. Der Abschluss steht unmittelbar 

bevor.  

 

Aus Gründen der Vorsorge wurden im Abstrom des Standortes Grundwasserpro-

ben entnommen. Dabei konnten keine Belastungen im Grundwasser festgestellt 

werden, die aus den abgelagerten schadstoffbelasteten Bodenmaterialien resul-

tieren. Überdies wurde am Standort Selfkant eine Grundwassermessstelle im 

Abstrom der Ablagerung eingerichtet. Bei einer ersten Probenahme am 

15.09.2025 konnte in der anschließenden chemischen Analytik keine Belastung 

des Grundwassers mit Schadstoffen - einschließlich PFAS - festgestellt werden. 

Eine weitere Überprüfung des Grundwasserabstroms des Standortes sowie eine 

regelmäßige Probenahme an der neu errichteten Grundwassermessstelle sind ge-

plant. 

 

- Standort Erkelenz 

Für den Standort Erkelenz hat die Stadt Erkelenz ebenfalls eine entsprechende 

Ordnungsverfügung zur ordnungsgemäßen Entsorgung des Bodenmaterials und 

zur Erstellung einer Abdichtung gegen die Betreiberin erlassen, der auch hier nicht 

nachgekommen wurde. Die Stadt Erkelenz hat daher die Grundstückseigentüme-

rin in Anspruch genommen, die - neben der ordnungsgemäßen Entsorgung - die 

Abdichtung der Haufwerke erstellen muss. Die laufenden Arbeiten zur Erstellung 
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einer Abdichtung werden bauaufsichtlich durch die Stadt eng begleitet und werden 

in absehbarer Zeit abgeschlossen.   

 

An den Standorten Selfkant-Tüddern und Erkelenz ist mit der Erstellung einer wasserun-

durchlässigen Abdichtung eine Verunreinigung des Grundwassers nicht zu besorgen. 

Eine Gefährdung oder Schädigung von Mensch und Umwelt ist nach derzeitigem Kennt-

nisstand nicht ersichtlich. 

Nach Erstellung der Abdichtung an den Standorten Selfkant-Tüddern und Erkelenz ist im 

nächsten Schritt die ordnungsgemäße Entsorgung der belasteten Böden umzusetzen.  

Für den Standort Wassenberg wird die abfallrechtliche Bewertung ergeben, ob eine Ent-

sorgung von Material erforderlich wird. 

 

3 Zusammenfassung  

Insgesamt ist festzustellen, dass die zuständigen Behörden in Bezug auf die Verdachts-

standorte illegaler Bodenablagerung eine Vielzahl von Maßnahmen ergriffen haben:  

Hierzu gehören aufwendige Recherchen und Auswertungen, umfangreiche Untersuchun-

gen zur Ermittlung möglicher Gefahren sowie ordnungsrechtliche Anordnungen zur Si-

cherung belasteter Böden. Die Gefahrenermittlung stellt sich insgesamt als schwierig und 

aufwändig dar: Zum einen sind einige Hinweise bzgl. etwaiger Einbauorte unkonkret und 

es muss zunächst ermittelt werden, wo aussagekräftige Bodenproben überhaupt sinn-

vollerweise genommen werden können. Zum anderen sind die möglicherweise betroffe-

nen Flächen z. T. sehr groß, was die Lokalisierung von möglichen illegalen Ablagerungen 

weiter erschwert. In einigen Fällen haben Recherchen der zuständigen Behörden erge-

ben, dass nach aktuellem Kenntnisstand keine Anhaltspunkte für einen Untersuchungs-

bedarf vorliegen. In anderen Fällen – bspw. im Kreis Heinsberg – haben die Behörden 

bereits erste Maßnahmen zur Sicherung und Entsorgung der belasteten Böden ergriffen.  

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist im Zusammenhang mit dem Komplex der staatsanwalt-

schaftlichen Ermittlungen zu illegalen Bodenablagerungen keine konkrete Gefährdung 

für Mensch und Umwelt erkennbar.  

Die staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen sind noch nicht abgeschlossen. Sollten sich im 

Verlauf der Ermittlungen neue Hinweise zu konkreten Einbauorten mutmaßlich belasteter 

Böden ergeben, werden weitere Maßnahmen zur Gefahrenermittlung durchgeführt.  


